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Reaktionen auf die Terrorakte in den USA

Die Situation nach den schweren Terroranschlägen in den Vereinigten Staaten von Amerika und die angekündigten Maßnahmen im Kampf gegen den internationalen Terror beschäftigen die Menschen nach wie vor. Unmittelbar danach und weiterhin anhaltend waren die Ereignisse für sehr viele ein Anlass, sich zu besinnen und neu auf eine religiöse Lebensorientierung einzulassen. Im ganzen Land kamen die Menschen in die Kirchen, um gemeinsam zu beten und Gottesdienst zu feiern. Sie suchen das Gespräch mit den Seelsorgern. 

Der Friedensnobelpreisträger Elie Wiesel hat kürzlich in einem Zeitungsbeitrag (Welt am Sonntag vom 16. September 2001) geschrieben, Terror verfolge das Ziel, jeden Bürger zum Feind seines Mitbürgers zu machen. Terror sei die Herrschaft der Angst. Ich denke, dass die Menschen deswegen zur Kirche kommen, weil sie hier ihre Probleme, Sorgen und Ängste, die sie wegen der Ereignisse haben, zwar nicht einfach ablegen, aber doch in einer anderen Weise annehmen können. Gerade am Rand von Katastrophen und angesichts einer ungewissen Zukunft ist es gut, wenn Menschen ihr Grundvertrauen nicht aufgeben. Die Botschaft des Evangeliums ist und bleibt eine Botschaft der Hoffnung, des Friedens und des Lebens. 

Ich wiederhole, was ich am Tag der Terrorattacke auf dem Münchner Marienplatz und beim ökumenischen Gottesdienst am vergangenen Freitag im Liebfrauendom gesagt habe: „Kein Tod, keine Katastrophe, keine Macht der Welt kann den Frieden, den Gott aufrichten wird, zunichte machen. Das ist unser Glaube, das gibt Hoffnung auch in dieser Stunde.“ Ich weiß, dass in ganz Bayern die Menschen jetzt zusammengerückt sind, dass sie sich neu auf christliche Tugenden besinnen, wie es eine Zeitung formuliert hat. Ich bitte die Seelsorger und die Pfarreien, die Menschen, und vor allem die Suchenden unter ihnen, anzunehmen und auf sie zuzugehen. 

Ich bitte sie auch darum, das Gespräch mit Menschen aus anderen Kulturen und Religionen, vor allem mit Anhängern des Islam, zu suchen, damit die Saat des Hasses, die der Terror gesät hat, nicht auch in unserem Land aufgeht. In dieses Gespräch muss allerdings auch immer wieder die Frage einbezogen werden, warum das Menschenrecht auf freie Religionsausübung, das in den westlichen Demokratien auch für Muslime uneingeschränkt gilt, in islamisch regierten Ländern praktisch keine Geltung und auch keine Konsequenzen für das Zusammenleben der Menschen hat. Eine Religion, die heute den Anspruch erhebt, friedliebend zu sein, muss dieses Menschenrecht vorbehaltlos anerkennen und einfordern. Nur so kann auch glaubwürdig gemacht werden, dass es nicht um eine Auseinandersetzung oder gar einen Kampf zwischen Religionen und Kulturen geht. 

Lassen Sie mich zu einigen in diesen Tagen diskutierten Fragen Stellung nehmen. 

1. Rache – Vergeltung – Sühne

Der entsetzliche und zuvor in seiner Ungeheuerlichkeit nicht vorstellbare Angriff der Terroristen in Amerika hat in weiten Kreisen, nicht nur bei Betroffenen, den Ruf nach Vergeltung oder Rache ausgelöst. Viele fragen aber auch, wohin Racheakte führen, vor allem wenn sie mit militärischen Mitteln geübt werden: Ob sie nicht eine Eskalation der Gewalt und der Vernichtung auslösen, die niemand mehr steuern kann. Wir dürfen es uns nicht ersparen, zu prüfen, inwieweit die auch in den Medien diskutierten Verteidigungsmaßnahmen gegen weitere Terrorakte mit unseren Vorstellungen von Recht und mit der Würde des Menschen vereinbar sind. 

Ich denke, es müssen zunächst die Ziele klar sein, die mit den Gegenmaßnahmen verfolgt werden. 

Menschen sollen vor der Wiederholung solcher Terroranschläge geschützt werden. Wenn zu erwarten ist, dass die Organisatoren des Terrors nicht von weiteren Gewaltaktionen ablassen wollen, besteht für die bedrohten Nationen eine Notwehrlage. Es sind dann alle Maßnahmen erlaubt, die erforderlich sind, künftige terroristische Angriffe abzuwehren. Auch militärische Einsätze sind in dem Umfang gerechtfertigt, in dem Menschen nur dadurch vor Anschlägen geschützt werden können. Daraus folgt allerdings zugleich, dass sich die Maßnahmen tatsächlich gegen die Aggressoren richten müssen. Die nicht beteiligte und nicht verantwortliche Zivilbevölkerung darf nicht zum Ziel von Gegenmaßnahmen werden. 

Viele Menschen denken allerdings auch, ein solcher Terroranschlag dürfe unabhängig von der Gefahr weiterer Anschläge nicht einfach hingenommen werden oder unbeantwortet bleiben. Hier mischen sich, oft undifferenziert, mehrere Gedanken. Rache oder Vergeltung begangenen Unrechts, also eine Art Ausgleich des Unrechts mit ähnlichen Terrorakten im Sinne von „Aug um Aug, Zahn um Zahn“, kann Gegenschläge nicht rechtfertigen. Rache fragt letztlich nicht nach Schuld. Weil sie unschuldige trifft, setzt sie eine Reihe von gegenseitigen Vernichtungsaktionen in Gang. Sie kann nicht zum Frieden führen. 

Davon zu unterscheiden sind aber Strafaktionen. Sie haben das Ziel, die Täter von weiteren Terrorakten abzuschrecken. Es wäre sicher das geeignetste Mittel, Terroristen zu fassen, vor ein internationales Gericht zu stellen und zu bestrafen. Kann dies aber nicht erreicht werden, so müssen politische und auch militärische Strafaktionen nach ihrer Wirkung mit Sorgfalt auf dieses Ziel ausgerichtet werden. Es darf auf keinen Fall zu Exzessen kommen. Würden solche Maßnahmen dieses Ziel überschreiten und würden Unschuldige getroffen, würde das nur eine Eskalation provozieren. 

Ich möchte das Gesagte zusammenfassen:

Gegen Terroristen und ihre Unterstützer muss entschlossen vorgegangen werden. Aber Vernichtungsschläge, die auf eine Bevölkerung, auf  Menschen gezielt werden, die mit dem Terror und seiner Unterstützung nichts zu tun haben, sind ein Verbrechen - gleich von wem sie begangen werden. 

Rache und Vergeltung sind mit der Würde des Menschen nicht vereinbar. Sie sind unter der Menschenwürde. 

Es ist schon gefährlich, in dieser Auseinandersetzung Worte des Kriegsvokabulars überhaupt in den Mund zu nehmen, wie dies in diesen Tagen immer wieder geschieht.
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2. Religionsprivileg

In unserem Land  wird im Zusammenhang mit Gegenmaßnahmen davon gesprochen, das Religionsprivileg zu beseitigen. Ich möchte dazu Stellung nehmen, weil bei vielen Menschen der Eindruck erweckt wird, in unserer Rechtsordnung gebe es aufgrund einer Religionszugehörigkeit bestimmte Vorteile oder Privilegien gegenüber anderen, die keiner Religion angehören. Die Diskussion betrifft letztlich nur ein Handeln der öffentlichen Verwaltung, die gegenüber Vereinen mit religiöser Zielsetzung bei der Beurteilung ihrer Zulässigkeit und bei ihrer Überwachung auf Verfassungsfeindlichkeit bisher behutsamer umgegangen ist als mit anderen nichtreligiösen Vereinigungen. Ein solches „Privileg“, das Straftaten aus der Verdeckung durch eine Religionsgemeinschaft heraus begünstigt, ist nicht zu rechtfertigen. In der Einstellung zur Grundordnung unseres Staates kann es in unserem Land für niemanden ein „Privileg“ geben, mit Hilfe dessen er sich außerhalb dieser Grundordnung stellen könnte. 
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Katholische Schwangerenberatung in Bayern

1. Sachstand
Seit Januar dieses Jahres folgen die katholischen Beratungsstellen für Schwangerschaftsfragen in Bayern der Weisung des Papstes, keine Beratungsbescheinigungen mehr auszustellen. Die katholische Kirche hat immer deutlich gemacht, dass sie weiterhin und mit unverminderter Kraft für den Schutz des ungeborenen Lebens und für Schwangere in Not und Familien eintritt. Eine erste Analyse der Situation der katholischen Schwangerschaftsberatung in Bayern ergibt folgendes Bild:

Im Jahr 2000 hat es 24 katholische Beratungsstellen der Caritas und des Sozialdienst katholischer Frauen in Bayern gegeben, die im Rahmen der staatlichen Gesetzgebung Frauen berieten und Beratungsbescheinigungen ausstellten. Im September 2001 gibt es in Bayern 23 katholische Beratungsstellen für Schwangerschaftsfragen, die keine Bescheinigungen mehr ausstellen. 

Im Dezember 2000, vor der Umstellung auf ein eigenes, von der staatlichen Gesetzgebung unabhängiges Konzept, haben 96 Beraterinnen in den katholischen Beratungsstellen gearbeitet. Im September 2001 arbeiten 76 Beraterinnen in den katholischen Beratungsstellen. In den sieben bayerischen Diözesen wurden – wie zur Jahreswende angekündigt – alle Planstellen für die Schwangerschaftsberatung erhalten. Wenn heute eine leichter Rückgang des Personalstandes festzustellen ist, so liegt dies nicht daran, dass Stellen gestrichen wurden, sondern dass entsprechend der örtlichen Gegebenheiten und der üblichen Personalfluktuation, nun nicht alle Stellen wieder besetzt  sind.

Erfreulich ist es, dass die Nachfrage nach einer qualifizierten Schwangerschaftsberatung in den katholischen Beratungsstellen gestiegen ist. Im ersten Halbjahr 2001 haben 5.873 allgemeine Schwangerenberatungen in den katholischen Beratungsstellen stattgefunden. Im gesamten Jahr 2000 wurden 9.880 allgemeine Schwangerenberatungen durchgeführt. Damit können wir eine Steigerung der Nachfrage und der Beratungskapazität von 20% in den katholischen Beratungsstellen feststellen. 
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Die Vorsitzende der Landesstelle Bayern des Sozialdienstes katholischer Frauen, Frau Margarete Richardi, hat diese Zahlen vorgelegt und dazu erklärt, dass es nach 

wie vor ein großes Vertrauen in die katholische Beratung und die entsprechenden Hilfsangebote der Kirche gebe. Die Beraterinnen in den katholischen Beratungsstellen arbeiten also im Dienst schwangerer Frauen und ihrer Kinder jetzt mehr als je zuvor. Die Wartezeiten für eine Beratung wären unverhältnismäßig lang, wenn nicht die Beraterinnen immer wieder zu Überstunden und zur Mehrarbeit bereit wären.

Nachdem in den katholischen Beratungsstellen keine Beratungsbescheinigungen, die zu einer straffreien Abtreibung benutzt werden können, ausgestellt werden, ist die Zahl der sogenannten Konfliktberatungen deutlich zurückgegangen. Gab es im gesamten Vorjahr noch 4.438 Beratungen nach § 219 StGB, so wurden im ersten Halbjahr 2001 insgesamt 212 Frauen im Entscheidungskonflikt beraten.

Die Zahl der Männer, die die katholischen Beratungsstellen aufsuchen, ist groß. So haben im ersten Halbjahr 2001 1380 Männer um Beratung nachgesucht und Hilfe erhalten.


2. Bewertung
Wir sind heute in der Lage, einen ersten Blick auf die Zahlen des ersten Halbjahres 2001 zu werfen. Es können nur erste Trends festgestellt werden, die sich eventuell zu langfristigen Entwicklungen ausweiten werden. Wir können heute keine vorschnellen Schlüsse ziehen, sondern müssen die weitere Entwicklung abwarten. 

Es kann jedoch festgestellt werden, dass in den Beratungsstellen der Caritas und des Sozialdienst katholischer Frauen in Bayern die Nachfrage nach einer freien und qualifizierten Beratung durch die katholischen Beratungsstellen für Schwangerschaftsfragen unvermindert hoch ist. Ein Einbruch der Beratungszahlen ist nicht passiert; im Gegenteil: die Gesamtnachfrage hat sich um 20% erhöht. Es zeigt sich, dass die 25jährige Arbeit der katholischen Beratungsstellen im Rahmen des gesetzlichen Systems nun auch ohne Ausstellung der staatlich geforderten Beratungsbescheinigung positiv weiter geführt werden kann. 
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Selbstbewusst bieten die katholischen Beratungsstellen weiterhin ihr großes fachliches und inhaltliches Beratungsspektrum an. Es wird von den Frauen in Not und den Familien gerne in Anspruch genommen. 

Es zeigt sich auch, dass viele Frauen, die sich für ihr Kind entscheiden, Hilfe dringend nötig haben, um ihre schwierige Lebenslage zu bewältigen. 

Ich erinnere daran, dass in den katholischen Beratungsstellen immer schon mit bis zu 80% die allgemeine Schwangerenberatung ein Schwerpunkt der Beratung war, das heißt, es wurde immer schon Unterstützung und Hilfe zum Leben geleistet. Die katholische Kirche in Bayern wird ihre Fürsorge in diesem Problemfeld in der ganzen Breite des möglichen Angebotes leisten. Die Fürsorge gilt sowohl Frauen, die keinen Schwangerschaftsabbruch erwägen, aber dringend Unterstützung brauchen, wie auch den Frauen, die noch in einem Entscheidungskonflikt sind, um ihnen zu helfen, ihr Kind anzunehmen. Jede Frau ist willkommen. Auch Frauen in den ersten drei Schwangerschaftsmonaten, die über einen Schwangerschaftsabbruch nachdenken, sollten weiterhin die Chance wahrnehmen, zu einer katholischen Beratungsstelle zu gehen. Dort dürfen sie sicher sein, eine freie, sensible und mitfühlende Beratung zu erhalten. 

Die katholischen Beratungsstellen für Schwangerschaftsfragen in Bayern sind nach wie vor ein ernst zu nehmendes Hilfsangebot der katholischen Kirche an Familien und Frauen in Not. Die katholischen Bischöfe haben gemeinsam mit der Caritas und dem Sozialdienst katholischer Frauen ihren Plan und ihre Zusicherung einer unverminderten Hilfe für Frauen in Not und für ungeborene Kinder in die Tat umgesetzt.


3. Ausblick
Das Angebot einer offenen und freien Schwangerschaftsberatung durch die katholische Kirche entwickelt sich zusehends zu einer eigenständigen sozialen Leistung der Kirche. Der Titel „Katholische Beratungsstelle für Schwangerschaftsfragen“ ist ein Gütesiegel. Es steht für eine Beratung ohne Vorgaben und ohne Einschränkungen. Auch der Druck einer inneren Ausrichtung auf die Ausstellung eines Scheins im Hintergrund der Beratung entfällt für die Frau, die beraten wird und für die Beraterinnen. Das tragende Motiv unserer Beratung wird auch in Zukunft die Perspektive einer doppelten Solidarität mit der Mutter und ihrem Kind sein. 

Die katholischen Beratungsstellen wählen das Leben. Sie lassen sich ganz auf die Situation der Mutter ein und bieten die bestmöglichen Hilfen an. Die Mutter und ihr Kind werden als Einheit gesehen und das Leben beider mit ganzer Kraft geför-

dert. Wir beraten auch Frauen, die abgetrieben haben und nach einer Abtreibung besonders menschliche Zuwendung, Hilfe und Rat brauchen. 

In Klarheit nehmen wir unseren christlichen Auftrag wahr, allein dem Leben zu dienen. Die feststellbare große Nachfrage nach diesem lebensbejahenden Hilfsangebot durch die betroffenen Frauen stärkt uns auf diesem Weg eines spezifischen Angebotes der katholischen Kirche für diese Frauen. Dies ist das Qualitätssiegel einer „katholischen Beratung“, wie sie die Bischöfe in allen bayerischen Diözesen eingerichtet haben und letztlich verantworten. 

Ich möchte klarstellen: In der pluralen Schwangerenberatung in unserem Land bilden die von uns Bischöfen anerkannten Beratungsstellen das katholische Element. 

Es ist an der Zeit, dass Politik und Gesellschaft diese eigenständige soziale Leistung der katholischen Kirche anerkennen. Der Schutz des Lebens ungeborener Kinder, der uns durch unseren christlichen Glauben und durch unsere Verfassung aufgetragen ist, erhält durch die Leistungen der katholischen Schwangerenberatung eine neue Dynamik und eine neue Dimension in unserer Gesellschaft. 
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Deutsch-Ordens-Werke                                                               

Von bischöflicher Seite wurde der Brüderprovinz des DO zweimal unter finanzieller Hinsicht geholfen:

1. Im November des vergangenen Jahres erhielt der Orden 10 Mio DM als Darlehen. Wegen der Eilbedürftigkeit hat das Erzbistum München und Freising die Summe vorgestreckt, damit den Bediensteten die Dezembergehälter und das Weihnachtsgeld ausgezahlt werden konnten.

2. Im vergangenen Juli haben die bayerischen Diözesen eine Bürgschaft für 20 Mio DM übernommen, die von einer Bank als Darlehen gegeben wurden.

In der Öffentlichkeit werden diese beiden Hilfsmaßnahmen oft irreführend dargestellt nämlich in dem Sinn, als ob die Kirche den Orden sanieren würde. Wir haben kein Geld gegeben, um ein wirtschaftliches Unternehmen zu sanieren, das durch schuldhaftes Handeln in Nöte geraten ist.

Ich möchte klarstellen, worum es uns bei diesen Hilfsmaßnahmen gegangen ist:

Wir wollten nicht ein finanziell in Schwierigkeiten geratenes Unternehmen sanieren, sondern helfen, dass die Sanierung durchgeführt werden kann.

Es ging und geht uns um die betroffenen Menschen: Das sind

· über 5000 Bedienstete, die bei einer Auflösung vor dem Aus stünden;

· die Patienten in den Krankenhäusern, die versorgt werden müssen;

· die Alten und Behinderten und nicht zuletzt die Suchtkranken, die in den vom DO getragenen Einrichtungen betreut werden und Hilfe erfahren;

· die Handwerker und mittelständischen Betriebe, die mit Recht erwarten, dass sie für ihre geleistete Arbeit bezahlt werden.

Es ist eine sittliche Pflicht, Schulden die man gemacht hat, zu bezahlen. Diese Schulden sind nicht von den Diözesen zu begleichen, sondern von dem, der sie verursacht hat, das ist der Orden.
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Die Ihnen bekannte Misswirtschaft hat Unschuldige getroffen. Nun muss Wiedergutmachung im Rahmen des Möglichen erfolgen.

Dazu gibt es einen Sanierungsplan, der von dem Unternehmensberatungsinstitut KPMG erarbeitet wurde und von den zuständigen Gremien (Aufsichtsrat, Sanierungsausschuss) und auch von den Gläubiger-Banken als realistisch anerkannt worden ist.

Nun muss alles darangesetzt werden, diesen Sanierungsplan zu verwirklichen, damit im Rahmen des Möglichen Wiedergutmachung geschieht. Dazu wollten wir mit den beiden genannten Hilfsmaßnahmen einen Beitrag leisten.

Übrigens ist die Durchführung des Sanierungsplanes bereits im Gange. An der Übergabe der Krankenhäuser in andere Trägerschaften wird z. Z. gearbeitet. Handwerker und mittelständische Betriebe haben ihnen zustehende Gelder erhalten.

Wie ich bereits gesagt habe, ist der, der die Schulden verursacht hat, auch zur Wiedergutmachung verpflichtet, das ist der Orden. Er ist dazu auch bereit. Allerdings wird eine sich über viele Jahre hin erstreckende Zeit nötig sein, um die Schuldenlast abzutragen. 

Eine solche längerfristige Verbindlichkeit ist nichts Außergewöhnliches. Auch Private und Unternehmen haben Laufzeiten von Jahrzehnten, um die ihnen gewährten Kredite zurückzuzahlen. Der Orden ist dazu bereit, seinen Teil beizutragen, um die schwierige Situation, in die er geraten ist und in die er andere gebracht hat, zu bewältigen.

In den beiden bischöflichen Hilfsmaßnahmen sehe ich die Realisierung eines Prinzips der Sozial-Ethik, nämlich der Solidarität mit denen, die durch Misswirtschaft des Deutsch-Ordens-Werkes zu Schaden gekommen sind.

